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Widerspruch gegen den Darlehensbescheid vom 23.02.2023 (Mietschulden) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
Sehr geehrte Frau Heilmann, 
 
hiermit lege ich Widerspruch gegen den Darlehensbescheid vom 23.02.2023 
(Mietschulden) ein. 
 
Das Darlehen in Höhe von einmalig 473,76 EUR war und ist zur Tilgung der 
Mietschulden völlig unzureichend. Es wird beantragt die Summe nachvollziehbar 

aufzuschlüsseln. Das Zahlungsbegehren war dahingehend ausgerichtet, eine 
Räumungsklage zu vermeiden und den Wohnraum dauerhaft zu sichern.   
 
Durch Ihre Fehlentscheidungen und die damit verbundene Verfahrensverschleppung 
wurde beim Amtsgericht Iserlohn Räumungsklage eingereicht. Die ist nunmehr 
unter dem Aktenzeichen IGW/Dworak, Az. 42 C 111/23 anhängig und wird weitere 
vom Jobcenter zu vertretende Kosten verursachen, die vorab beglichen werden 
müssen, wenn die Räumung dauerhaft vermieden werden soll.  
 
Solche Vermeidung von Räumungsklagen durch rechtswidrige Leistungs-
verweigerungen haben Sozialleistungsträger, aber auch Gerichte zu vermeiden. 
 

Urteil BVerfG, 1 BVR 569/05, 09.03.2005  
(zum Grundrecht auf Einstweiligen Rechtsschutz gem. Art 19 Abs. 4 GG) 
"Die Verfassungsbeschwerde betrifft sozialgerichtliche Eilverfahren wegen der Versagung von 
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende und der Sozialhilfe wegen Zweifeln an der 
Hilfebedürftigkeit der Beschwerdeführer." 
"(2) Ist dem Gericht dagegen eine vollständige Aufklärung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren 
nicht möglich, so ist anhand einer Folgenabwägung zu entscheiden. 
Die Gerichte müssen sich schützend und fördernd vor die Grundrechte des Einzelnen stellen. Dies gilt 
ganz besonders, wenn es um die Wahrung der Würde des Menschen geht. Eine Verletzung dieser 
grundgesetzlichen Gewährleistung, auch wenn sie nur möglich erscheint oder nur zeitweilig andauert, 
haben die Gerichte zu verhindern." 

 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 27.06.2017 (L 9 AS 
1742/14) entschieden, dass ein Jobcenter die Kosten einer Räumungsklage zu 
tragen hat, wenn es einem Leistungsberechtigten zu Unrecht die Leistungen 
versagt, dadurch Mietrückstände entstehen und der Vermieter in der Folge 
Räumungsklage erhebt. 
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Das BSG hat mit Urteil vom 13. Juli 2022 (B 7/14 AS 52/21 R) entschieden das für 
eine Mietschuldenübernahme nach § 22 Abs. 8 SGB II lediglich eine Mitteilung über 
das Bestehen der Mietschulden ausreichend ist und das ein förmlicher Antrag auf 
Mietschuldenübernahme nicht nötig ist. Springen Bekannte mit einem 
Privatdarlehen ein, geht dadurch ein Darlehensanspruch gegenüber dem Jobcenter 
nicht in jedem Fall verloren. 

Mehr dazu: https://t1p.de/qhftx 
https://www.juraforum.de/news/bsg-erleichtert-jobcenter-darlehen-bei-
mietschulden_258204 
 
Vor diesem Hintergrund wird das Klagebegehren vom Ausgangsverfahren S 60 AS 
159/23 ER aufgegriffen und weiter verfolgt. 
 
 

 

https://t1p.de/qhftx
https://www.juraforum.de/news/bsg-erleichtert-jobcenter-darlehen-bei-mietschulden_258204
https://www.juraforum.de/news/bsg-erleichtert-jobcenter-darlehen-bei-mietschulden_258204


Gesetzestexte zu Ihrer Information 
 
 

Auszug aus dem Ersten Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) 
 

§§ 13 - 17 

 
§ 13 Aufklärung 

Die Leistungsträger, ihre Verbände und die sonstigen in diesem Gesetzbuch 

genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer 

Zuständigkeit die Bevölkerung über die Rechte und Pflichten nach diesem 

Gesetzbuch aufzuklären. 

 

§ 14 Beratung 

Jeder hat Anspruch auf Beratung über seine Rechte und Pflichten nach diesem 

Gesetzbuch. Zuständig für die Beratung sind die Leistungsträger, denen gegenüber 

die Rechte geltend zu machen oder die Pflichten zu erfüllen sind. 

 

§ 15 Auskunft 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen, die Träger der gesetzlichen 

Krankenversicherung und der sozialen Pflegeversicherung sind verpflichtet, über 

alle sozialen Angelegenheiten nach diesem Gesetzbuch Auskünfte zu erteilen. 

(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich auf die Benennung der für die 

Sozialleistungen zuständigen Leistungsträger sowie auf alle Sach- und 

Rechtsfragen, die für die Auskunftsuchenden von Bedeutung sein können und zu 

deren Beantwortung die Auskunftsstelle imstande ist. 
(3) Di e A uskunftsstellen  sind v erpfl ichtet, untereina nder u nd mit de n an deren L eistungsträgern mit d em Ziel  zusam menzu arbeiten , ei ne mögli chst um fassende  Ausku nftserteilung  durch  ein e Stelle  sicherzustelle n. 

(4) Di e Träger der gesetzlich en Rentenv ersicherung sol len  über Mö glichk eiten z um Au fbau  ein er staatlich ge förderten z usätzlichen  Altersvorsorge produkt - un d an bieterne utral Auskü nfte erteilen . 

 

§ 16 Antragstellung 

(1) Anträge auf Sozialleistungen sind beim zuständigen Leistungsträger zu stellen. 

Sie werden auch von allen anderen Leistungsträgern, von allen Gemeinden und bei 

Personen, die sich im Ausland aufhalten, auch von den amtlichen Vertretungen der 

Bundesrepublik Deutschland im Ausland entgegengenommen. 

(2) Anträge, die bei einem unzuständigen Leistungsträger, bei einer für die 

Sozialleistung nicht zuständigen Gemeinde oder bei einer amtlichen Vertretung der 

Bundesrepublik Deutschland im Ausland gestellt werden, sind unverzüglich an den 

zuständigen Leistungsträger weiterzuleiten. Ist die Sozialleistung von einem Antrag 

abhängig, gilt der Antrag als zu dem Zeitpunkt gestellt, in dem er bei einer der in 

Satz 1 genannten Stellen eingegangen ist. 

(3) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, daß unverzüglich 

klare und sachdienliche Anträge gestellt und unvollständige Angaben ergänzt 

werden. 

 

 

 

 



§ 17 Ausführung der Sozialleistungen 

(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, daß  

1.   jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer 

Weise, umfassend und zügig erhält, 
2.   die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und 

ausreichend zur Verfügung stehen, 

3.   der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, insbesondere durch Verwendung 

allgemein verständlicher Antragsvordrucke und 

4.   ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren sind und 

Sozialleistungen in barrierefreien Räumen und Anlagen ausgeführt werden. 

 (2) Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben das Recht, bei der 

Ausführung von Sozialleistungen, insbesondere auch bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen, in 

Deutscher Gebärdensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete 

Kommunikationshilfen zu kommunizieren. Die für die Sozialleistung zuständigen Leistungsträger sind 

verpflichtet, die durch die Verwendung der Kommunikationshilfen entstehenden Kosten zu tragen. § 5 der 

Kommunikationshilfenverordnung in der jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend. 

(2a) § 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gilt in seiner jeweils geltenden Fassung bei der Ausführung 

von Sozialleistungen entsprechend. 

(3) In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Einrichtungen und 

Organisationen wirken die Leistungsträger darauf hin, daß sich ihre Tätigkeit und 

die der genannten Einrichtungen und Organisationen zum Wohl der 

Leistungsempfänger wirksam ergänzen. Sie haben dabei deren Selbständigkeit in 

Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben zu achten. Die Nachprüfung 

zweckentsprechender Verwendung bei der Inanspruchnahme öffentlicher Mittel 

bleibt unberührt. Im Übrigen ergibt sich ihr Verhältnis zueinander aus den 

besonderen Teilen dieses Gesetzbuchs; § 97 Abs. 1 Satz 1 bis 4 und Abs. 2 des 

Zehnten Buches findet keine Anwendung. 
(4) Die Leistungsträger arbeiten mit den Betreuungsbehörden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zur Vermittlung 

geeigneter Hilfen zur Betreuungsvermeidung zusammen. Soziale Rechte dürfen nicht deshalb abgelehnt, 

versagt oder eingeschränkt werden, weil ein rechtlicher Betreuer nach § 1814 Absatz 1 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs bestellt worden ist oder bestellt werden könnte. 

 

 

Bundesgerichtshofes (BGH) zu den Anforderungen an die Beratungspflicht von 

Sozialhilfeträgern vom 02.08.2018 hin (III ZR 466/16) 

„Die Kompliziertheit des Sozialrechts liegt gerade in der Verzahnung seiner 

Sicherungsformen bei den verschiedenen versicherten Risiken (z.B. den Risiken der 

Renten- und Krankenversicherung), aber auch in der Verknüpfung mit anderen 

Sicherungssystemen (hier: Grundsicherung bei Erwerbsminderung nach §§ 41 ff SGB 

XII und Rente wegen Erwerbsminderung nach § 43 SGB VI).“ 
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